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Auskunftsanspruch des Unternehmers über verbotswidrig für Kon-
kurrenzunternehmen vermittelte Geschäfte 
Verletzt ein Handelsvertreter während der Laufzeit des Handelsvertretervertrags 
ein Wettbewerbsverbot, macht er sich regelmäßig schadensersatzpflichtig; er schul-
det dem Unternehmer Ersatz des Gewinns, der diesem durch die verbotswidrige 
Tätigkeit des Handelsvertreters entgangen ist. Hat der Handelsvertreter verbots-
widrig Geschäfte für Konkurrenzunternehmen vermittelt, kann dem Unternehmer 
zur Vorbereitung des Anspruchs auf Ersatz des entgangenen Gewinns ein Anspruch 
nach § 242 BGB gegen den Handelsvertreter auf Auskunft über die verbotswidrig 
für Konkurrenzunternehmen vermittelten Geschäfte zustehen, da der verbotswid-
rig für Konkurrenzunternehmen vermittelte Umsatz als Grundlage einer Schadens-
schätzung nach § 287 ZPO dienen kann. Dabei darf ein Auskunftsanspruch, der den 
Gläubiger in die Lage versetzen soll, die für eine Schadensschätzung erforderlichen 
Anhaltspunkte für einen entgangenen Gewinn darzulegen, grundsätzlich nicht mit 
der Begründung verneint werden, es sei unwahrscheinlich, dass der Gläubiger mit 
Hilfe der erhaltenen Angaben entgangene Umsatzgeschäfte konkret darlegen kön-
ne.

Bundesgerichtshof, Urteil vom 26.09.2013  – Aktenzeichen VII ZR 227/12

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs geböten es Treu und Glau-
ben, einem Anspruchsberechtigten einen Auskunftsanspruch zuzubilligen, wenn die zwi-
schen den Parteien bestehenden Rechtsbeziehungen es mit sich bringen, dass der An-
spruchsberechtigte in entschuldbarer Weise über das Bestehen oder den Umfang seines 
Rechts im Ungewissen sei und wenn der Verpflichtete in der Lage sei, unschwer die zur 
Beseitigung dieser Ungewissheit erforderliche Auskunft zu erteilen. Ein aus § 242 BGB 
abgeleiteter unselbständiger Anspruch auf Auskunft zur Vorbereitung eines vertraglichen 
Schadensersatzanspruchs setze voraus, dass zumindest der begründete Verdacht einer 
Vertragspflichtverletzung bestehe und dass ein daraus resultierender Schaden des An-
spruchstellers wahrscheinlich sei. 

Verletze ein Handelsvertreter während der Laufzeit des Handelsvertretervertrags ein 
Wettbewerbsverbot, mache er sich regelmäßig schadensersatzpflichtig; er schulde dem 
Unternehmer Ersatz des Gewinns, der diesem durch die verbotswidrige Tätigkeit des 
Handelsvertreters entgangen sei. Habe der Handelsvertreter verbotswidrig Geschäfte 
für Konkurrenzunternehmen vermittelt, könne dem Unternehmer zur Vorbereitung des 
Anspruchs auf Ersatz des entgangenen Gewinns ein Anspruch nach § 242 BGB gegen 
den Handelsvertreter auf Auskunft über die verbotswidrig für Konkurrenzunternehmen 
vermittelten Geschäfte zustehen, da der verbotswidrig für Konkurrenzunternehmen ver-
mittelte Umsatz als Grundlage einer Schadensschätzung nach § 287 ZPO dienen könne. 
Ein Auskunftsanspruch, der den Gläubiger in die Lage versetzen solle, die für eine Scha-
densschätzung erforderlichen Anhaltspunkte für einen entgangenen Gewinn darzulegen, 
dürfe grundsätzlich nicht mit der Begründung verneint werden, es sei unwahrscheinlich, 
dass der Gläubiger mit Hilfe der erhaltenen Angaben entgangene Umsatzgeschäfte kon-
kret darlegen könne.
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Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze könne der Anspruch auf Auskunft über die Ge-
schäfte, nicht mit der vom Berufungsgericht gegebenen Begründung verneint werden, es 
fehle am Kausalzusammenhang mit der Verletzung des Wettbewerbsverbots. 

Der beklagte Handelsvertreter sei deshalb zu der begehrten Auskunft zu verurteilen ge-
wesen. Der Senat könne ebenfalls selbst entscheiden, weil weitere Feststellungen nicht 
zu erwarten seien. Der Handelsvertreter habe weder in der Revisionsinstanz noch in den 
Tatsacheninstanzen Gründe vorgebracht, die es rechtfertigen würden, den Auskunftsan-
spruch im Hinblick auf ein Geheimhaltungsinteresse zu verneinen. Auch habe er nach 
den nicht angefochtenen Feststellungen des Berufungsgerichts gegen die erstinstanzli-
che Verurteilung zur Auskunftserteilung keine Einwände erhoben. Unbegründet sei auch 
der in der mündlichen Verhandlung erhobene Einwand, der Antrag sei zu unbestimmt. 
Die gegebene Verurteilung zur Erteilung einer Auskunft bietet eine hinreichende Grundla-
ge für eine etwaige Vollstreckung.

Bei der Zubilligung eines Auskunftsanspruchs nach § 242 BGB seien insbesondere die 
beiderseitigen Interessen angemessen zu. Die Auskunftspflicht richte sich nach Art und 
Umfang in Anwendung der Grundsätze von § 242 BGB nach den Bedürfnissen des Gläu-
bigers unter schonender Rücksichtnahme auf die Belange des Schuldners. Insbesondere 
sei zu berücksichtigen, ob der Schuldner ein Geheimhaltungsinteresse bezüglich der ge-
forderten Angaben geltend mache und ob dieses Interesse schutzwürdig sei. Das Infor-
mationsinteresse des Gläubigers und ein etwa geltend gemachtes schutzwürdiges Ge-
heimhaltungsinteresse des Schuldners seien gegebenenfalls gegeneinander abzuwägen.

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze sei es nicht zu beanstanden, dass das Beru-
fungsgericht auch einen Anspruch auf Nennung der Namen und Anschriften der Versi-
cherungsnehmer bezüglich der außerhalb der Sparten Kranken-, Unfall- und Lebensversi-
cherung vermittelten Verträge verneint habe. Eine Abwägung ergebe, dass die Nachteile 
einer solchen Nennung für den Beklagten deren Vorteile für die Klägerin überwiegen.

Zur Vorbereitung des Anspruchs auf Ersatz des der Klägerin entgangenen Gewinns sei-
en die Namen und Anschriften der Versicherungsnehmer nicht unmittelbar erforderlich. 
Diese Angaben ermöglichten für sich genommen keine Schätzung des entgangenen Ge-
winns auf der Grundlage vermittelter Verträge. Das von der Revision angeführte Interesse 
der Klägerin, die Richtigkeit einer vom Beklagten erteilten Auskunft zu überprüfen, recht-
fertige die Erstreckung der Auskunft auf die Namen und Anschriften der Versicherungs-
nehmer im Streitfall nicht. Grundsätzlich könne sich ein Auskunftsanspruch allerdings 
auch auf Umstände erstrecken, die dem Gläubiger eine Überprüfung der Richtigkeit und 
Vollständigkeit einer Auskunft ermöglichten. Im Streitfall überwiege indes das schutzwür-
dige Geheimhaltungsinteresse das Informationsinteresse der Klägerin an der Nennung 
der Namen und Anschriften der Versicherungsnehmer. Zu berücksichtigen sei, dass eine 
solche Nennung nicht geeignet sei, die Vollständigkeit einer vom Beklagten erteilten Aus-
kunft über vermittelte Verträge verlässlich zu belegen, da aus der Nennung von Namen 
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Die Beratung im Vertriebsrecht insbesondere auch die Vertragsprüfung ist eine der we-
sentlichen Leistungen der CDH Organisation für Mitglieder. Nähere Informationen unter:  
www.cdh.de/leistungen/beratung 
Das Urteil ist für eine Veröffentlichung in der Rechtsprechungssammlung HVR-Online vorgese-
hen, die unter www.cdh-wdgmbh.de bestellt werden kann.

und Anschriften von Versicherungsnehmern nicht hervorgehe, ob weitere Verträge ver-
mittelt worden seien. Zu Gunsten des Beklagten sei als gewichtig zu berücksichtigen, dass 
es sich bei den Namen und Anschriften der Versicherungsnehmer um Angaben handele, 
die wettbewerblich besonders sensibel und die zudem auf natürliche Personen bezogen 
seien, deren informationelles Selbstbestimmungsrecht durch eine solche Auskunft tan-
giert würde. Zutreffend habe das Berufungsgericht ausgeführt, dass auf Seiten des Kon-
kurrenzunternehmens, ein Interesse bestehe, dass die Namen und Anschriften der für 
sie geworbenen Kunden der Klägerin nicht bekannt würden, und dass der Beklagte als 
Vertriebsleiter dieses Interesse, soweit möglich, zu wahren habe.

Angesichts des begrenzten Werts, den eine Nennung der Namen und Anschriften der be-
treffenden Versicherungsnehmer für die Schätzung des der Klägerin entgangenen Ge-
winns habe, sei dem vorstehend erörterten Auskunftsbegehren auch nicht mit der von 
der Klägerin in ihren Antrag aufgenommenen Einschränkung eines Wirtschaftsprüfervor-
behalts stattzugeben.

Soweit dem Urteil des Bundesgerichtshofs vom 3. April 1996 - VIII ZR 3/95, HVR Nr. 806 be-
züglich der Nennung von Kundennamen beim Anspruch des Unternehmers auf Auskunft 
zur Vorbereitung eines Anspruchs auf Ersatz entgangenen Gewinns etwas Abweichendes 
entnommen werden könne, hält der Senat, der nunmehr für die Vertragsverhältnisse der 
Handelsvertreter zuständig sei, daran nicht fest.


